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In Ihren Perspektiven denken.
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Inserat

Die Resolution zugunsten der Anliegen der jungen Klimaschützer fand gestern im Kantonsparlament eine deutliche Mehrheit. Bild Alain Wicht

Grosser Rat solidarisiert sich  
mit Klimademonstranten
Mit einer Resolution wür-
digte das Kantonsparlament 
den Einsatz der Jugend für 
den Klimaschutz.
Jean-Claude Goldschmid

FREIBURG Zwei Demonstratio-
nen gegen die Folgen des Kli-
mawandels haben in den letz-
ten drei Wochen in Freiburg 
mehrere Tausend mehrheitlich 
junge Demonstranten auf die 
Strasse gebracht (die FN be-
richteten). Nun solidarisiert 
sich der Grosse Rat mit ihnen. 
Mit 77 zu 11 Stimmen stimmte 
er gestern bei 8 Enthaltungen 
einer entsprechenden Resolu-
tion zu, die von Bruno Marmier 
(Grüne, Villars-sur-Glâne), 
Bernadette Mäder-Brülhart 
(Mitte links – CSP, Schmitten) 
und 33 Mitunterzeichnenden 
von rechts und links einge-
reicht worden war.

«Der Grosse Rat spricht den 
jungen Freiburgern, die sich 
für das Klima mobilisieren 
und einen fundamentalen 
Wandel in der Klimapolitik zu-
gunsten der Zukunft unseres 
Planeten und der künftigen 
Generationen fordern, seine 
volle Unterstützung aus», 
heisst es in der Resolution. 

Weiter fordere das Kantons-
parlament den Staatsrat auf, 
eine Delegation dieser Jungen 
möglichst bald zu empfangen, 
um deren Forderungen zu be-
rücksichtigen, sowohl im Hin-
blick auf den kantonalen Kli-
maplan, der derzeit ausge-
arbeitet werde, als auch auf  
alle anderen politischen Ent-
scheidungen. Und der Staats-
rat wird aufgefordert, die nöti-
gen finanziellen Mittel für  
eine Reduktion der Kohlen-
dioxidemissionen bereitzu-
stellen und einen ambitionier-
ten Klimaplan mit genauen 
Zielen und einer konsequenten 
Finanzierung zu präsentieren.

In der Debatte unterstützten 
sämtliche Votanten die Resolu-
tion. «Die Klimademonstran-
ten haben einen Schrei aus 
tiefstem Herzen formuliert, 
dem wir uns einfach anschlies-
sen müssen», sagte etwa 
 Susanne Aebischer (CVP, Ker-
zers). «Es ist eine Tatsache, 
dass die Durchschnittstempe-
ratur auch in der Schweiz an-
steigt – die Folgen sind unter 
anderem stärkere Trockenheit 
und Wassermangel. Nun ist 
Zeit, zu reagieren.»

Pierre Mauron (SP, Riaz) sag-
te: «Die Reaktion dieser jungen 

Menschen ruft die Politiker  
direkt zur Verantwortung.» Er 
bezeichnete die Resolution als 
«moralischen Appell» und for-
derte weitere Massnahmen, 
namentlich in den Bereichen 
Verkehr, Heizungen und Land-
wirtschaft. «Es ist nicht fünf 
vor zwölf, sondern fünf nach 
zwölf», so Mauron.

Christa Mutter (Grüne, Frei-
burg) erinnerte daran, dass der 
heutige Klimawandel seine 
Ursachen in den letzten 100 
und insbesondere in den letz-
ten 40  bis 50 Jahren habe. 
«Unsere Generation und dieje-
nige vor uns ist also dafür mit-
verantwortlich», sagte sie.

«Widersprüchliche» Haltung?
Bruno Marmier zeigte sich 

im Gespräch nach der Sitzung 
sehr erfreut über das Ergebnis 
der Abstimmung. Gleichzeitig 
sei es «widersprüchlich und  
sogar etwas lächerlich, wenn 
die gleichen Abgeordneten, die 
einen Tag zuvor eine Decke-
lung der Pendlerabzüge ab-
lehnten, nun Ja zu dieser Reso-
lution sagten». Bei guten Ab-
sichten sei man im Kanton 
Freiburg immer sehr stark, 
aber nicht, wenn es ums Finan-
zielle gehe, so Marmier. «Den-

noch ist dies ein wichtiger ers-
ter Schritt, auch wenn er nur 
ein deklaratorischer ist», be-
merkte der Kantonalpräsident 
der  Grünen.

Bernadette Mäder-Brülhart 
war ebenfalls zufrieden. «Ich 
erwarte nun aber auch konkre-
te Massnahmen», sagte sie. Im-
merhin bedeute die Annahme 
dieser Resolution «ein Zuge-
ständnis, dass man die Angele-
genheit ernst nimmt».

Chronologie

Die Jugend  
mobilisiert sich
Vor Weihnachten demons-
trierten erstmals Schülerinnen 
und Schüler in Bern, Basel, 
Zürich und St. Gallen gegen 
die Klimaerwärmung.  
Am 18.  Januar gingen  
1000 Schüler aus dem ganzen 
Kanton für den ersten 
Freiburger Klimastreik auf die 
Strasse. Am vergangenen 
Samstag nahmen dann rund 
2500 Personen an einer 
zweiten Demonstration in der 
Kantonshauptstadt teil. jcg

Kein Gehör  
für berufstätige 
Eltern
Der Grosse Rat will ausser-
schulische Betreuung 
 während der obligatorischen 
Schulzeit !nanziell nicht 
unterstützen. 

FREIBURG Der Kanton Freiburg 
soll ausserschulischen Betreu-
ungseinrichtungen während 
der Klassen 3H bis 8H auch 
künftig nicht finanziell unter-
stützen. Mit 51 Nein- gegen  
40 Ja-Stimmen bei neun Ent-
haltungen erteilte das Kan-
tonsparlament diesem Anlie-
gen gestern eine relativ knappe 
Abfuhr. Eine entsprechende 
Motion der beiden Grossrats-
mitglieder Bernadette Mäder-
Brülhart (Mitte links – CSP, 
Schmitten) und André 
Schneuw ly (Freie Wähler, Dü-
dingen) wurde damit für nicht 
erheblich erklärt.

«Die Eltern bei der Kinderbe-
treuung zu unterstützen, ist 
sehr wichtig», hatte zwar 
 Su sanne Aebischer (CVP, Ker-
zers) gemahnt. «Ausserdem 
hätten wir momentan die Mög-
lichkeit, drei Jahre lang von 
Bundesbeiträgen für dieses 
Anliegen zu profitieren.» Ande-
rerseits sei immer noch unklar, 
ob die Steuerreform, die eine 
Unterstützung von 3,7  Millio-
nen Franken für Massnahmen 
zugunsten der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf zur Ver-
fügung stellen würde, wirklich 
komme oder nicht. Auch  
Martine  Fagherazzi (SP, Ecu-
villens) bemerkte: «Wir dürfen 
diese Möglichkeit nicht unge-
nutzt verstreichen lassen.»

Michel Zadory (SVP, Esta-
vayer-le-Lac) hielt dem ent-
gegen, dass es Eltern gebe, die 
ihre Kinder extern betreuen 
liessen, obwohl sie beide nicht 
berufstätig seien, und forder-
te, dass bei einer Annahme der 
Motion das entsprechende  
Anwendungsreglement so zu  
gestalten sei, dass es eine «ex-
zessive Nutzung» verhindern 
 könne.

Nadia Savary-Moser (FDP, 
Vesin) verwies ihrerseits auf 
die Aufgabenentflechtung 
zwischen Kanton und Gemein-
den, die solche ausserschuli-
schen Betreuungseinrichtun-
gen eindeutig der Kompetenz 
der Gemeinden zuweise. Die 
knappe Ratsmehrheit teilte 
diese Meinung. Sie entsprach 
auch dem Standpunkt des 
Staatsrats, der durch Staatsrä-
tin Anne-Claude Demierre (SP) 
vertreten wurde. jcg

Ein klares Votum 
zugunsten der  
Schindeldächer
FREIBURG Der Staatsrat erhält 
den Auftrag, einen Übergangs-
fonds für die weitere Subven-
tionierung von Schindeldä-
chern für die Jahre bis 2020 
einzurichten. Mit 80 Ja- gegen 
10 Nein-Stimmen bei 6 Enthal-
tungen erklärte das Kantons-
parlament gestern einen ent-
sprechenden Auftrag für er-
heblich. Zehn Grossratsmit-
glieder aus allen Fraktionen 
hatten ihn letztes Jahr einge-
reicht. Yvan Hunziker (FDP, 
Semsales) sprach der überwie-
genden Ratsmehrheit aus der 
Seele, als er die Freiburger Alp-
hütten mit ihren Schindeldä-
chern einen «wesentlichen Be-
standteil unserer Tradition 
und unseres Kulturguts» nann-
te. Roger Schuwey (SVP, Im 
Fang) wies darauf hin, dass es 
auch darum gehe, das altehr-
würdige Handwerk der Schin-
delmacher zu erhalten. Einzig 
Simon Bischof (SP, Ursy) stellte 
sich dezidiert aufseiten des 
Staatsrats, der die bisherige 
Subventionierungspraxis wei-
terführen wollte. jcg

Nicht mehr nur 
für verunfallte 
Kinder
FREIBURG Die staatliche Schü-
lerunfallversicherung wurde 
2006 aufgehoben, doch ihre 
Kassen enthalten immer noch 
rund 5,7 Millionen Franken. 
Mit 95 zu 0 Stimmen gab der 
Grosse Rat gestern einstimmig 
und weitgehend diskus sion los 
grünes Licht dafür, dass die 
Beiträge aus dem entsprechen-
den Fonds nicht mehr nur ver-
unfallten Kindern, sondern 
auch solchen mit anderen 
schweren gesundheitlichen 
Problemen zugutekommen 
sollen. Weiter wird der Anwen-
dungsbereich von Kindern und 
Jugendlichen bis 20 Jahren auf 
25 Jahre erhöht, solange diese 
noch bei ihren Eltern wohnen.

Die Gesundheits- und  
Sozialdirektorin Anne-Claude 
Demierre (SP) versprach dem 
Kantonsparlament gestern, al-
les dafür in die Wege zu leiten, 
dass die Information über die-
ses veränderte Angebot bei den 
Kinderärzten und ihren Pra-
xen, den verschiedenen invol-
vierten Dienststellen der Spitä-
ler und allen betroffenen So-
zialdiensten bekannt gemacht 
wird. jcg


